
In der Senatssitzung am 5. September 2023 beschlossene Fassung 

 

Die Senatorin für Bau, Mobilität und Stadtentwicklung 
Datum 31.08.2023 

L 14 

Vorlage für die Sitzung des Senats am05.09.2023 

"Verkehrswende weiterhin nicht in Sicht" 

Anfrage für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) 

A. Problem 

Die Fraktion der CDU hat für die Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) 
folgende Anfrage an den Senat gestellt: 
 

1) Wann wird die BSAG die seit dem 13. Dezember 2021 in Kraft getretene 
Fahrplanreduzierung aufheben und wieder den Regelbetrieb aufnehmen? 

  
2) Wurden die Maßnahmen, die in der Vorlage der städtischen Deputation für Mobilität, 

Bau und Stadtentwicklung vom 03. November 2022 (VL 20/7227) aufgeführt werden, 
um vor allem dem hohen Krankenstand und die daraus resultierende 
Fahrplanausdünnungen zu reduzieren, bereits umgesetzt, wenn nein, aus welchen 
Gründen nicht?  

  
3) Welche Maßnahmen wurden seitens des Senats kurzfristig unternommen, um die 

BSAG und auch BremerhavenBus bei der personell bedingten Fahrplanreduzierung zu 
unterstützen und welche langfristigen Maßnahmen wird der Senat ergreifen, damit 
Fahrplanreduzierungen aufgrund hoher Krankenstände ausgeschlossen werden? 

 

B. Lösung 

Auf die vorgenannte Anfrage wird dem Senat folgende Antwort vorgeschlagen: 
 
Zu Frage 1: 
Aufgrund der angespannten Personalsituation konnte bisher keine Rückkehr zum regulären 
Jahresfahrplan erreicht werden. Die BSAG wird das Angebot jedoch nach den Sommerferien 
sukzessive wieder hochfahren, sobald Kapazitäten verlässlich zur Verfügung stehen. Seit dem 
21.08.2023 konnten bereits erste Verbesserungen erzielt werden: die Linien 6 und 26/27 
werden in den Hauptverkehrszeiten häufiger verkehren. Ein konkreter Termin zur 
vollständigen Rückkehr in den Jahresfahrplan kann derzeit leider noch nicht abschließend 
genannt werden. 
  



 

 

Zu Frage 2: 
Alle Maßnahmen, die im Bericht der Verwaltung für die städtische Deputation am 3. November 
2022 genannt sind, wurden umgesetzt bzw. befinden sich in Umsetzung. Konkret wird derzeit 
eine längerfristige Übernahme von Linien durch externe Unternehmen vorbereitet. Diese 
Maßnahme soll zu einer Stabilisierung des Fahrbetriebs beitragen. 
 
Zu Frage 3: 
Im Aufsichtsrat der BSAG wird dem Mobilitätsressort regelmäßig über die Wirkung der zuvor 
genannten Maßnahmen berichtet. Der Senat beabsichtigt, gemeinsam mit BSAG, 
Bremerhaven Bus, ASV und dem Magistrat die Ausbildung unter Beteiligung der 
Arbeitnehmervertreter*innen weiter zu stärken. Dabei soll das Thema Personalausbildung und 
-gewinnung in Kooperation mit den Hochschulen im Land Bremen und dem Handwerk 
intensiviert werden. Bei der BSAG wird der Aufbau eines Ausbildungs- und 
Kompetenzzentrums unterstützt. Um Beschäftigte auch langfristig im Nahverkehr zu halten, 
setzen sich der Senat und die BSAG dafür ein, dass durch bessere Arbeitsbedingungen und 
durch faire und gute Entlohnung das Berufsfeld im ÖPNV langfristig attraktiver wird. Sowohl 
die reguläre Ausbildung zur Fachkraft im Fahrdienst als auch der schnelle Berufseinstieg mit 
berufsbegleitender Qualifikation soll attraktiver gestaltet werden. Auch wird geprüft, ob ein 
Einstieg für Interessierte, die noch ohne Führerschein sind, angeboten werden kann.  
 

C. Alternativen 

werden nicht vorgeschlagen.  

D. Finanzielle/ Personalwirtschaftliche Auswirkungen/Genderprüfung 

Die Beantwortung der Anfrage hat keine finanziellen und personalwirtschaftlichen 
Änderungen. 
Im Fahrdienst sind 1306 Mitarbeiter:innen beschäftigt, davon sind 917 männlich (70,22 % und 
389 weiblich (29,78 %). 

E. Beteiligung / Abstimmung 

Die Vorlage ist mit dem Magistrat der Stadt Bremerhaven abgestimmt. 

F. Öffentlichkeitsarbeit/Veröffentlichung nach dem Informationsfreiheitsgesetz 

Geeignet nach Beschlussfassung im Senat. Einer Veröffentlichung über das zentrale 
elektronische Informationsregister steht nichts entgegen. 

G. Beschluss 

Der Senat stimmt entsprechend der Vorlage der Senatorin für Bau, Mobilität und 
Stadtentwicklung vom 31.08.2023 einer mündlichen Antwort auf die Anfrage der Fraktion der 
CDU in der Fragestunde der Bremischen Bürgerschaft (Landtag) zu. 
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